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KURZARBEIT 
 

Stand: März 2019 
 
Befindet sich ein Unternehmen in einer vorübergehenden Krise, etwa durch Auftragsrückgang, stellt sich die 
Frage, wie dieser Zeitraum überbrückt werden kann. Ein Mittel ist beispielsweise die Senkung von 
Personalkosten. Allerdings müssen entsprechende Maßnahmen rechtlich korrekt umgesetzt werden. 
 
Das vorliegende Merkblatt gibt einen Überblick über wichtige Maßnahmen, schwerpunktmäßig die Kurzarbeit. 
 
Bitte beachten Sie insbesondere anwendbare Tarifverträge, bestehende Betriebsvereinbarungen und die 
individuellen Arbeitsverträge. Hierin können abweichende oder spezielle Regelungen enthalten sein. 
 
WAS VERSTEHT MAN UNTER KURZARBEIT? 
Unter dem Begriff Kurzarbeit versteht man die vorübergehende Herabsetzung der betriebsüblichen bzw. 
arbeitsvertraglich maßgeblichen Arbeitszeit unter gleichzeitiger entsprechender Kürzung des Arbeitsentgelts. 
Es kommt also grundsätzlich zu einem teilweisen Ruhen der arbeitsvertraglichen Hauptpflichten – der 
Arbeitspflicht des Arbeitnehmers1 und der Entgeltzahlungspflicht des Arbeitgebers. Die Nebenpflichten bleiben 
bestehen. Hat die Kurzarbeit eine vorübergehende Einstellung der Arbeit zur Folge, wird von sogenannter 
„Kurzarbeit Null“ gesprochen. 
 
Die Kurzarbeit kann sich auf den gesamten Betrieb oder auch nur auf einzelne, organisatorisch abgrenzbare 
Betriebsteile beziehen. 
 
Sofern die entsprechenden Voraussetzungen vorliegen, erhält der Arbeitnehmer Kurzarbeitergeld.  
 
Detaillierte Informationen finden Sie auf der Webseite der Bundesagentur für Arbeit.  
 
Die Bezugsdauer für das konjunkturelle Kurzarbeitergeld beträgt 12 Monate. 
 
ZWECK 
Durch die Einführung von Kurzarbeit soll bei einer wirtschaftlichen Krise die Möglichkeit geschaffen werden, 
Personalkosten vorübergehend zu senken, gleichzeitig aber Kündigungen eingearbeiteter Arbeitnehmer zu 
vermeiden. 
 
EINFÜHRUNG VON KURZARBEIT 
Für die Einführung von Kurzarbeit ist eine rechtliche Grundlage erforderlich. Sie kann vom Arbeitgeber nicht 
einseitig aufgrund seines Direktionsrechtes angeordnet werden. 
 
Als Rechtsgrundlage für die Einführung von Kurzarbeit kommen in Betracht: 

 Tarifvertrag: 

                                                        
1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird hier die männliche Sprachform verwendet. Die Ausführungen gelten 
gleichwohl für alle Geschlechter. 
 

https://www.arbeitsagentur.de/web/content/DE/Unternehmen/FinanzielleHilfen/Kurzarbeitergeld/Detail/index.htm?dfContentId=L6019022DSTBAI485563
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Sofern ein Tarifvertrag anwendbar ist, finden sich hierin oftmals Regelungen und Voraussetzungen zur 
Einführung von Kurzarbeit. 
 

 Betriebsvereinbarung: 
 
Ist ein Tarifvertrag nicht vorhanden oder nicht anwendbar, kann in Betrieben mit Betriebsrat Rechtsgrundlage 
für die Einführung von Kurzarbeit eine Betriebsvereinbarung sein. 
 
Hinweis:  
Eine formlose Regelungsabrede zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber wahrt zwar das Mitbestimmungsrecht 
des Betriebsrats (§ 87 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG), führt aber nicht zu einer entsprechenden Änderung der 
Arbeitsverträge. In diesem Fall ist dann entweder eine vertragliche Vereinbarung oder eine 
Änderungskündigung erforderlich. 
 

 Individuelle Vereinbarung: Arbeitsvertrag / Zusatzvereinbarung: 
 
Eine Regelung zur Einführung von Kurzarbeit kann bereits bei Abschluss des Arbeitsvertrages getroffen worden 
sein bzw. für neue Arbeitsverträge getroffen werden. Sofern dies nicht der Fall ist, ist auch eine nachträgliche 
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und dem jeweiligen Arbeitnehmer möglich.  
 
Zu beachten ist, dass eine entsprechende Regelung im Arbeitsvertrag unter Umständen der AGB-Kontrolle 
unterliegt und nach § 307 BGB unwirksam ist, wenn sie keine Ankündigungsfrist vorsieht  oder inhaltlich zum 
Beispiel im Hinblick auf Umfang und Ausmaß der Kurzarbeit, Festlegung des betroffenen Personenkreises usw.  
unbestimmt ist.  
 
Eine Vereinbarung über Kurzarbeit kann unter Umständen auch stillschweigend geschlossen werden, wenn der 
Arbeitnehmer nach den Weisungen des Arbeitgebers widerspruchslos kurzarbeitet. Es empfiehlt sich jedoch 
dringend eine schriftliche Vereinbarung, in der die genauen Modalitäten der Kurzarbeit geregelt werden. Eine 
solche Vereinbarung dient nicht zuletzt zu Beweiszwecken oder zur Vermeidung von Streitigkeiten. 
 

 gesetzliche Sonderregelung: Massenentlassung, § 19 KSchG 
 
Eine besondere Regelung zur vorübergehenden Einführung von Kurzarbeit stellt § 19 KSchG dar. 
 
Im Zusammenhang mit einer beabsichtigten Massenentlassung nach §§ 17 ff KSchG kann die Agentur für 
Arbeit zulassen, dass der Arbeitgeber im Zeitraum der sog. Entlassungssperre von grundsätzlich einem Monat 
Kurzarbeit einführt, sofern er in diesem Zeitraum nicht in der Lage ist, die Arbeitnehmer voll zu beschäftigen. 
 
Zu beachten ist, dass der Arbeitgeber in diesem Fall der Kurzarbeit zwar berechtigt ist, Lohn oder Gehalt der 
mit verkürzter Arbeitszeit beschäftigten Arbeitnehmer entsprechend zu kürzen; die Kürzung des 
Arbeitsentgelts wird jedoch erst von dem Zeitpunkt an wirksam, an dem das Arbeitsverhältnis nach den 
allgemeinen gesetzlichen  oder den vereinbarten Bestimmungen enden würde. 
 
Soweit tarifvertragliche Reglungen über die Einführung, das Ausmaß und die Bezahlung von Kurzarbeit 
bestehen, gehen diese vor. 
 

 Änderungskündigung 
 

https://proxy1.beck.ihk.de/?typ=reference&y=100&g=BGB&p=307
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Lässt sich auf einer der genannten Grundlagen keine Kurzarbeit einführen, ist eine Änderungskündigung 
erforderlich.  
 
 
Sofern ein Betriebsrat besteht hat dieser ein Mitbestimmungsrecht (§ 87 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG). Das 
Mitbestimmungsrecht bezieht sich grundsätzlich auf die Frage, ob und in welchem Umfang Kurzarbeit 
geleistet werden soll und wie die verbleibende Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage verteilt wird. Dem 
Betriebsrat steht bezüglich der Einführung von Kurzarbeit auch ein Initiativrecht zu. 
  
 
WAS BEDEUTET KURZARBEIT FÜR DIE VERGÜTUNG DER MITARBEITER? 
 
Kurzarbeit führt zu einer (teilweisen) Suspendierung der Hauptpflichten aus dem Arbeitsverhältnis. Der 
Arbeitnehmer wird von der Verpflichtung zur Arbeitsleistung befreit, verliert aber gleichzeitig auch seinen 
Vergütungsanspruch. 
 
Durch die Einführung von Kurzarbeit wird das Arbeitsentgelt entsprechend der Herabsetzung der Arbeitszeit 
gemindert. 
 
Ist allerdings die Anordnung der Kurzarbeit unwirksam, wird die „normale” Arbeitszeit nicht reduziert und der 
Lohnanspruch des Arbeitnehmers bleibt in voller Höhe bestehen. 
 
Als Entgeltersatz für die ausgefallene Arbeitszeit kann unter gewissen Voraussetzungen Kurzarbeitergeld von 
der Bundesagentur für Arbeit gewährt werden (§§ 95 ff. SGB III). Eine der Voraussetzungen hierfür ist, dass die 
Kurzarbeit bei der Agentur für Arbeit, in deren Bezirk der betroffene Betrieb liegt, schriftlich angezeigt wird. 
Die Anzeige kann nach § 99 Abs. 1 S. 2 SGB III nur vom Arbeitgeber oder der Betriebsvertretung erstattet 
werden. Der Anzeige des Arbeitgebers ist eine Stellungnahme der Betriebsvertretung beizufügen. 
 
Informationen zu den einzelnen Voraussetzungen zum Bezug von Kurzarbeitergeld, zu dessen Höhe, zum 
Verfahren etc. finden Sie im Merkblatt der Bundesagentur für Arbeit.  
 
Hinweis:  
Widerruft die Agentur für Arbeit rückwirkend die Zahlung von Kurzarbeitergeld, so hat der Arbeitnehmer einen 
Lohnanspruch gegenüber dem Arbeitgeber, allerdings nur in Höhe des Kurzarbeitergeldes. 
 
 
WAS IST SONST IM HINBLICK AUF KURZARBEIT ZU BEACHTEN? 
 
KÜNDIGUNG 
Auch während des Zeitraums, in dem „kurz gearbeitet wird“, kann der Arbeitgeber grundsätzlich kündigen. 
Hierfür gelten die üblichen Voraussetzungen.  
 
Anmerkung:  
Im Schrifttum wird die Meinung vertreten, dass vor Ausspruch betriebsbedingter Kündigungen der Arbeitgeber 
regelmäßig zunächst mit Hilfe von Kurzarbeit versuchen müsse, die Arbeitsplätze langfristig zu erhalten. 
Demgegenüber ist nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts  eine arbeitsgerichtliche Überprüfung, 

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mta1/~edisp/l6019022dstbai433556.pdf
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ob die betriebsbedingte Kündigung durch die Anordnung von Kurzarbeit hätte vermieden werden können, 
nicht möglich 
 
Der Arbeitgeber ist auch während eines Kurzarbeitszeitraums zum Ausspruch von Kündigungen berechtigt. 
Dies gilt sowohl für personen- und verhaltensbedingte Kündigungen als auch für solche aus betriebsbedingten 
Gründen. Stellt der Arbeitgeber während der Kurzarbeitsphase fest, dass entgegen seiner früheren 
Einschätzung doch ein Umstand vorliegt, der zu einem dauerhaften Arbeitsausfall führt, kann er – 
gegebenenfalls  nach ordnungsgemäßer Anhörung des Betriebsrats – eine betriebsbedingte Kündigung 
aussprechen 
 
Hinweis:  
Die Einführung von Kurzarbeit indiziert zunächst einmal, dass der Arbeitgeber nur von einem vorübergehenden 
Arbeitsmangel ausgegangen ist, welcher eine betriebsbedingte Kündigung nicht rechtfertigt. Dieses Indiz kann 
der Arbeitgeber jedoch widerlegen, indem er darlegt, dass über die Kurzarbeit hinaus weitere Gründe für eine 
Kündigung vorliegen und die Beschäftigungsmöglichkeit für den betroffenen Arbeitnehmer dauerhaft entfallen 
ist. 
 
Wichtig:  
Bitte beachten Sie, dass eine der persönlichen Voraussetzungen für den Bezug von Kurzarbeitergeld ist, dass 
das Arbeitsverhältnis nicht gekündigt oder durch Aufhebungsvertrag aufgelöst ist §§ 95, 98 SGB III). 
 
 
KURZARBEIT UND AUSBILDUNG 
Sofern in einem Betrieb Kurzarbeit eingeführt wird oder werden soll, ist hiervon möglicherweise auch die 
Ausbildung betroffen und es stellt sich die Frage der Vereinbarkeit von Ausbildung und Kurzarbeit.  
 
 
ENDE DER KURZARBEIT 
Mit Ablauf des hierfür vereinbarten Zeitraums oder mit dem Entfallen einer der Voraussetzungen endet der 
Kurzarbeitszeitraum. 
 
 
WEITERE ARBEITSRECHTLICHE HANDLUNGSMÖGLICHKEITEN BEI EINER 
VORÜBERGEHENDEN UNTERNEHMENSKRISE 
 
 
ABBAU VON ÜBERSTUNDEN 
Eine oftmals kurzfristig mögliche Reaktion auf einen vorübergehenden Beschäftigungsmangel ist der Abbau 
von bereits erbrachten Überstunden. Regelungen zum Procedere des Abbaus finden sich häufig in 
Tarifverträgen, Betriebsvereinbarungen oder individuellen Vereinbarungen zu Arbeitszeitkonten. Gibt es in 
einem Betrieb keine entsprechende Vereinbarung, kann der Arbeitgeber nicht einseitig anordnen, dass 
Überstunden in Freizeit abgegolten werden. Nach der gesetzlichen Regelung des § 612 BGB sind Überstunden 
grundsätzlich zu vergüten. Es macht deshalb Sinn, bereits im Arbeitsvertrag eine Regelung zu treffen, ob und 
zu welchen Bedingungen ein Freizeitausgleich verlangt werden kann. 
 
 



 

 
 
 

5 

BETRIEBSFERIEN 
Auch die Festlegung von Betriebsferien kann ein Mittel sein, um eine schwache Auftragslage zu überbrücken. 
 
Unter dem Begriff Betriebsferien oder Betriebsurlaub versteht man einen Zeitraum in dem allen Arbeitnehmern 
oder bestimmten Teile der Arbeitnehmerschaft gleichzeitig Urlaub gewährt wird. 
 
In Betrieben mit Betriebsrat bedarf die Einführung von Betriebsferien und deren zeitliche Lage der 
Mitbestimmung des Betriebsrates (§ 87 Abs. 1 Nr. 5 BetrVG). 
 
Zu beachten ist, dass die Betriebsferien rechtzeitig eingeführt werden müssen und nicht der gesamte 
Jahresurlaub im Rahmen von Betriebsferien festgelegt werden kann. Was hierbei als zulässig anzusehen ist, ist 
eine Frage des jeweiligen Einzelfalls. 
 
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit Betriebsferien können entstehen, wenn ein Arbeitnehmer seinen 
Jahresurlaub bereits aufgebraucht hat oder nur einen anteiligen Urlaubsanspruch hat, der den Zeitraum der 
Betriebsferien übersteigt. Ist der Arbeitnehmer während der Betriebsferien arbeitsbereit und wird nicht 
beschäftigt, gerät der Arbeitgeber in Annahmeverzug und der Arbeitnehmer behält damit seinen 
Vergütungsanspruch. Gleiches gilt, sofern ein Arbeitnehmer noch keinen Urlaubsanspruch hat. Allerdings hat 
der Arbeitgeber hier grundsätzlich die Möglichkeit dem Arbeitnehmer den Teilurlaub zu gewähren, den sich der 
Arbeitnehmer bis dahin „gedanklich” schon erarbeitet hat. 
 
 
VERZICHT AUF SONDERZUWENDUNGEN 
Das Weihnachts- oder Urlaubsgeld bzw. andere Sonderzuwendungen können in Zeiten einer Krise äußerst 
belastend sein. Aus diesem Grund sollte sich der Arbeitgeber mit der Frage auseinandersetzen, ob er derartige 
Leistungen erbringen muss oder nicht. 
 
Es ist zunächst zu klären, ob eine Vereinbarung im Arbeitsvertrag, einer Betriebsvereinbarung oder einem 
Tarifvertrag besteht, aus der sich ein Anspruch auf Bezahlung der jeweiligen Sonderzuwendung ergibt. Ein 
Anspruch kann sich allerdings auch aus einer sogenannten betrieblichen Übung ergeben. Eine solche 
betriebliche Übung entsteht bei Gratifikationen in der Regel nach mindestens dreimaliger vorbehaltsloser 
Gewährung. Das Entstehen einer betrieblichen Übung und damit eines Anspruchs kann unter Umständen 
dadurch verhindert werden, dass die Leistung unter einen wirksamen Freiwilligkeitsvorbehalt gestellt wird. 
Unter Umständen kann es in seltenen Einzelfällen auch ausreichend sein, dass der Arbeitnehmer erkennen 
musste, dass der Arbeitgeber sich nicht binden wollte. Sofern die Sonderzuwendung unter einem wirksamen 
Freiwilligkeitsvorbehalt steht, kann der Arbeitgeber von der Zahlung absehen und sie daraufhin nicht 
erbringen. Andernfalls ist an eine Änderungskündigung zu denken. 
 
Äußerst problematisch ist jedoch oftmals die Wirksamkeit solcher Vorbehalte. Die Rechtsprechung stellt hieran 
insbesondere bei Formularverträgen sehr hohe Anforderungen, da sie einer AGB-rechtlichen Kontrolle 
unterliegen. Häufig sind entsprechende Vorbehalte in Arbeitsverträgen unwirksam.  
 
BEENDIGUNG VON ARBEITSVERHÄLTNISSEN UND WEITERE MAßNAHMEN 
In schwierigen Zeiten lassen sich als letztes Mittel Kündigungen oftmals nicht vermeiden. Teilweise sind auch 
Änderungskündigungen denkbar. Neben der Kündigung führt auch der Abschluss eines Aufhebungsvertrages 
zur Beendigung eines Arbeitsverhältnisses. Weiterhin besteht die Möglichkeit ein befristetes Arbeitsverhältnis 
nicht zu verlängern.  
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In diesem Zusammenhang kann auch in Betracht gezogen werden, die Zusammenarbeit mit Leiharbeitern zu 
beenden. Von derartigen Verträgen kann man sich oft relativ kurzfristig lösen. 
 
 
Hinweis: 
Dieses Merkblatt wurde mit freundlicher Unterstützung der IHK Region Stuttgart erstellt. Es soll nur erste 
Hinweise geben und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Obwohl es mit größtmöglicher Sorgfalt 
erstellt wurde kann eine Haftung für die inhaltliche Richtigkeit nicht übernommen werden.  


